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Erteilung von Fahrberechtigungen an ehrenamtlich tätige Angehörige der Freiwilligen 
Feuerwehren 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
der Bundestag hat am 7. April 2011 das Siebte Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsge-
setzes beschlossen, das eine weitere Feuerwehrführerscheinerweiterung vorsieht: Um die Ein-
satzfähigkeit von Freiwilligen Feuerwehren, den nach Landesrecht anerkannten Rettungs-
diensten, dem Technischen Hilfswerk sowie sonstigen Einheiten des Katastrophenschutzes 
aufrechtzuerhalten, wird die bisherige Regelung für Einsatzfahrzeuge bis zu einer zulässigen 
Gesamtmasse von 4,75 t auf Einsatzfahrzeuge bis 7,5 t übertragen. Damit wird es den Län-
dern ermöglicht, auch für die Berechtigung von 7,5 t-Einsatzfahrzeugen eine organisationsin-
terne Einweisung und Prüfung einzuführen. Die Länder werden ermächtigt, die konkrete Aus-
gestaltung durch Rechtsverordnung vorzunehmen.  
 
Aufgrund des Siebten Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes kann der erleich-
terte Zugang zu den 7,5-t-Einsatzfahrzeugen im Wesentlichen unter folgenden Voraussetzun-
gen ermöglicht werden: 
 
1. Die Bewerber müssen seit mindestens 2 Jahren im Besitz einer Fahrerlaubnis der Klasse B 

sein. 
 

2. Die Bewerber müssen in das Führen von Einsatzfahrzeugen bis zu einer zulässigen Ge-
samtmasse von 4,75 t eingewiesen worden sein (gilt entsprechend auch für Einsatzfahr-
zeuge bis 7,5 t sowie für Anhänger, sofern die zulässige Gesamtmasse der Kombination 
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4,75 bzw. 7,5 t nicht übersteigt). 
 

3. Die Einweisung und Prüfung erfolgt organisationsintern, wahlweise auch durch einen 
Fahrlehrer. 
 

4. Bundesweite Gültigkeit der Fahrberechtigung. 
 

5. Einweisender/Prüfer im Sinne des Gesetzes kann sein, wer  
 

a) das 30. Lebensjahr vollendet hat, 
b) mindestens seit fünf Jahren im Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse C1 ist, 
c) im Zeitpunkt der Einweisungs- und Prüfungsfahrten im Verkehrszentralregister 

mit nicht mehr als drei Punkten belastet ist oder 
d) Fahrlehrer im Sinne des Fahrlehrergesetzes ist. 

 
Die Neuregelung gilt ab dem 29. 6. 2011.  
 
Aus Verbandssicht stellt sich die Frage, ob der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt an 
Herrn Minister Webel mit der Bitte herantritt, in Sachsen-Anhalt eine inhaltsgleiche Verord-
nungsregelung zu schaffen, wie in Niedersachsen. Die niedersächsische Regelung haben wir 
in der Anlage beigefügt.  
 
Denkbar ist auch, dass man auf eine Verordnungsregelung verzichtet und soweit der Bedarf 
vorhanden ist, die Gemeinde den Erwerb einer ordentlichen Fahrberechtigung für die Klasse 
C1 bezahlt. Sollte der Feuerwehrkamerad nach Ablauf einer zu bestimmenden Jahresfrist die 
Freiwillige Feuerwehr verlassen, wäre er verpflichtet, die von der Gemeinde getätigten Aus-
lagen zumindest teilweise zu erstatten.  
 
Für eine Rückäußerung Ihrerseits bis zum 22. 8. 2011 wären wir dankbar.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
 
 
Wolf 
 
Anlagen 
 


